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Kapitel 1

Einleitung

A. Anlass der Untersuchung

Anlass dieser Arbeit ist die Einführung der MFK1, mit der erstmals ein Rechts-
schutzinstrument kollektiver Natur für allgemeine Verbraucherangelegenheiten 
in der Zivilprozessordnung vorgehalten wird. Gegenüber dem herkömmlichen Zi-
vilprozess und seiner Ausgestaltung weißt diese neue Klageart zahlreiche Beson-
derheiten auf. Die Ausgestaltung des Verfahrens und des abschließenden MFUs 
unterscheiden sich von dem bislang existierenden ordentlichen Erkenntnisverfah-
ren und dem tradierten Verständnis des Zivilprozesses. Auch wurden neue Begriff-
lichkeiten in die Zivilprozessordnung eingeführt und ihr eine in systematischer 
Hinsicht grundlegend neue Klageart inkorporiert. Bereits während des Gesetzge-
bungsverfahrens wurde nicht nur die tatsächliche Effektivität der Klage in Frage 
gestellt, sondern vor allem auch das Spannungsverhältnis von in der Verfassung 
garantierten Individualrechten zum Erfordernis prozessualer Kollektivierung bei 
Massenverfahren als Grunddilemma des Kollektivrechtsschutzes im deutschen 
Zivilprozess thematisiert.

Die folgende Untersuchung macht es sich zur Aufgabe, das neue Klageinstru-
ment eingehend zu betrachten. Der Schwerpunkt liegt hierbei auf der Analyse 
des Streitgegenstandes der MFK, ihrer Rechtshängigkeit und schließlich auf der 
Betrachtung des MFUs, welches durch seine Bindungswirkung gegenüber den 
angemeldeten Verbrauchern charakterisiert wird. Ausgehend von den etablierten 
Lehren zum herkömmlichen Zivilprozess werden diese drei Aspekte der MFK aus 
dem Blickwinkel der verfassungsrechtlichen Vorgaben und der Systematik der Zi-
vilprozessordnung untersucht. Hierzu werden auch die zum KapMuG getroffenen 
Erkenntnisse herangezogen, welche zusammen mit den bestehenden Verbands-
klagen als Vorlage für die MFK dienten. Im Fokus der Betrachtungen steht so-
mit eine dogmatische Untersuchung der neu geschaffenen Klageart mit dem Ziel, 
einerseits ihre Stringenz und andererseits ihre Kompatibilität mit der Systematik 
der ZPO zu prüfen. Hierdurch sollen Spannungsfelder herausgearbeitet und Ver-
besserungspotential aufgezeigt werden. Ergänzt wird diese Betrachtung mit einer 
Einführung in den kollektiven Rechtsschutz und einem Blick auf die bis dato be-
stehenden gesetzlichen Möglichkeiten sowie in der Praxis entwickelte Lösungs-

	 1	Gesetz zur Einführung einer zivilprozessualen Musterfeststellungsklage, BGBl. I Nr. 26 
v. 19.07.2018, S. 1151–1155.
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ansätze zur Bewältigung kollektiver Schäden. Hierdurch sollen die bestehenden 
Lücken der kollektiven Rechtsdurchsetzung aufgezeigt werden, die im Idealfall 
nun mit der MFK geschlossen werden. Rechtspolitische Ausführungen sowie die 
äußerst kontrovers diskutierte Frage der tatsächlichen Effektivität der MFK in der 
Praxis stehen nicht im primären Blickpunkt der Arbeit und erfolgen daher – nicht 
zuletzt fehlt es hierzu bislang an verwertbaren Erfahrungssätzen – nur wohldosiert 
an geeigneten Stellen. 

B. Gang der Untersuchung

Die Arbeit gliedert sich in neun Kapitel. Sie kann im Wesentlichen in drei Teile 
unterteilt werden: In einen vorbereitenden allgemeinen Teil, der sich mit den Hin-
tergründen der MFK und dem kollektiven Rechtsschutz im Allgemeinen beschäf-
tigt, sowie in einen auf die dogmatische Untersuchung der MFK und ihre Adap-
tion im Zivilprozess konzentrierenden Teil. Der dritte Teil bewertet schließlich die 
Untersuchungsergebnisse aus dem Blickwinkel der zivilprozessualen Grundsätze 
und verfassungsrechtlichen Vorgaben. Die aus der Untersuchung gezogenen The-
sen schließen die Arbeit ab.

Im Anschluss an diese Einleitung wird zunächst im zweiten Kapitel ein Blick 
auf den kollektiven Rechtsschutz und seine Besonderheiten geworfen. Es erfolgt 
hierbei eine Einführung in seine Systematik und Terminologie. Gegenstand des 
dritten Kapitels ist die Einführung der MFK. Nach einem Blick auf das Gesetz-
gebungsverfahren und die Regelungsziele der Klage, wird der Ablauf eines Mus-
terfeststellungsprozesses skizziert. Anhand dieses Überblicks über das Verfahren 
und seiner Spezifikationen soll ein grundlegender Eindruck des Konzepts der MFK 
gewonnen werden, bevor auf alternative Rechtsschutzinstrumente und Lösungs-
ansätze eingegangen wird. Das sich daran anschließende vierte Kapitel konzent-
riert seine Betrachtung auf die vorhandenen kollektiven Instrumente im deutschen 
Rechtssystem. Bereits bestehende kollektive Klagemöglichkeiten und bislang exis-
tierende Möglichkeiten zur Bündelung von Verfahren werden samt ihren Vor-​ und 
Nachteilen vorgestellt. Ziel ist es, die hierbei bestehenden Lücken aufzuzeigen, die 
das Musterfeststellungsverfahren nach Vorstellung des Gesetzgebers füllen soll.

Nach diesen allgemein gehaltenen Ausführungen zur Situation des kollektiven 
Rechtsschutzes und der MFK im Ganzen, folgt schließlich im fünften Kapitel die 
Untersuchung des Streitgegenstandes des MFVs. Dessen Konzeption und Ausge-
staltung wird eingehend beleuchtet und rechtssystematisch verortet. Das sechste 
Kapitel widmet sich schließlich der Rechtshängigkeit der MFK. In diesem Zu-
sammenhang sind vor allem Aspekte des laufenden MFV von Interesse, die auch 
aus dem Blickwinkel der angemeldeten Verbraucherinnen und Verbraucher2 zu be-

	 2	Im Folgenden wird zum Zwecke der einfacheren Lesbarkeit nur die männliche Form ver-
wendet. Selbstverständlich bezieht sich diese Formulierung stets auf beide Geschlechter.
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leuchten sind. Die Besonderheiten des MFUs werden schließlich im siebten Kapitel 
untersucht. Seine Eigenschaft als Feststellungsurteil und die Bindungswirkung, die 
als das „Herzstück“3 des MFVs bezeichnet werden kann, werden eingehend ana-
lysiert und rechtsdogmatisch untersucht.

Ausgehend von diesen Erkenntnissen wird die MFK samt den Untersuchungs-
ergebnissen im achten Kapitel auf den Prüfstand gestellt und die Vereinbarkeit mit 
den Grundsätzen des Zivilprozesses untersucht. Hierbei steht vor allem die Wah-
rung verfassungsrechtlicher Grundsätze im Fokus der Betrachtungen. Den Schluss 
der Arbeit bildet eine Zusammenfassung der Untersuchungen in Form von Thesen.

	 3	Augenhofer, in: Vorwerk / ​Wolf, § 613 Rn. 1.




